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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 
zu dem 

Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflicht rechts 
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Berichterstatter: 

Minister Siemsen 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 164. Sitzung am 11. Ok- 
tober 1956 beschlossene Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts — Drucksachen 
1265, 2700 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammen- 
gefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 3. April 1957 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. h. c. Zinn 

Vorsitzender 


Siemsen 

Berichterstatter 
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Anlage 


Änderungen 


des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete des Verkehrsrechts 
und Verkehrshaftpflichtrechts 


1. Artikel 1 Nr. 2 a - neu - (§ 6 a - neu -) 

In Artikel 1 wird nach Nr. 2 folgende neue 

Nr. 2 a eingefügt: 

,2 a. Es wird folgender § 6 a eingefügt: 

6 a 

(1) Der Bundesminister für Verkehr 
erläßt mit Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsvorschriften und allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften über die kartei- 
mäßige Erfassung von rechtskräftigen 
Entscheidungen der Strafgerichte, soweit 
sie wegen einer in Zusammenhang mit 
der Teilnahme am Straßenverkehr be- 
gangenen, mit Strafe bedrohten Hand- 
lung auf Strafe oder andere gerichtliche 
Maßnahmen erkennen oder einen Schuld- 
spruch enthalten. Dasselbe gilt für Ent- 
scheidungen, durch welche die vorläufige 
Entziehung der Fahrerlaubnis angeordnet 
wird. 

(2) Das Gericht ordnet an, daß die 
Verurteilung wegen einer Übertretung 
in die Kartei nicht eingetragen wird, 
wenn die Voraussetzungen für die Er- 
teilung einer gebührenpflichtigen Ver- 
warnung nach § 22 Vorlagen oder diese 
nur deshalb nicht erteilt worden ist, weil 
der Verurteilte mit ihr nicht einver- 
standen oder zur sofortigen Zahlung der 
Gebühr nicht bereit war. Bei Urteilen 
ergeht die Anordnung durch Beschluß, 


der mit dem Urteil zu verkünden ist. 
Die Anordnung ist nachzuholen, wenn 
sie unterblieben ist. 

(3) Eintragungen in die Kartei sind 
spätestens zu tilgen, wenn nach gesetz- 
licher Vorschrift die entsprechenden 
Vermerke im Strafregister der be- 
schränkten Auskunft unterworfen oder 
dort zu tilgen sind. Für die Tilgung von 
Eintragungen, die im Strafregister nicht 
vermerkt werden, ist eine für den Be- 
troffenen günstigere Regelung vorzu- 
sehen. Dabei darf die Tilgungsfrist bei 
Übertretungen, die mit Geldstrafe ge- 
ahndet worden sind, nicht mehr als zwei 
Jahre betragen, wenn keine weiteren 
Eintragungen über den Verurteilten in 
der Kartei enthalten sind. 

(4) Die Tilgung nach Absatz 3 unter- 
bleibt, solange die Erteilung einer neuen 
Fahrerlaubnis untersagt ist. 

(5) Die Kartei darf nur für Zwecke 
der Strafverfolgung, für Verwaltungs- 
maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes 
oder der auf ihm beruhenden Rechts- 
vorschriften und für die Vorbereitung 
von Rechts- und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften auf dem Gebiete des 
Straßenverkehrs verwertet werden. 

(6) Auskünfte an die Gerichte und 
Behörden der Staatsanwaltschaft sind so 
zu erteilen, daß diese die Akten über die 
Verurteilungen beiziehen können." * 
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2. Artikel 1 Nr. 7 (§ 22 Abs. 1 Satz 1) 


Artikel 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

,7. In § 22 Abs. 1 Satz 1 Werden die Worte 
„bis zu zwei Deutsche Mark“ durch die 
Worte „von einer bis zu fünf Deutsche 
Mark“ ersetzt/ 


3. Artikel 4 a (neu) 

Nach Artikel 4 wird folgender Artikel 4 a 
eingefügt: 

, Artikel 4 a 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird nach 
Nr. 4 eingefügt: 

„4 a. die Führung der in § 6 a des Straßen- 
verkehrsgesetzes vorgesehenen Kartei;“/ 
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